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Verwaltung und der Studentinnen) der zentralen Gleichstellungsbeauftragten vom 
Frauenbeirat gewählt und vom Rektor bestellt. Somit ist laut Grundordnung die 
Studentische Gleichstellungsbeauftragte, gleichzeitig die Stellvertretende Gleich-
stellungsbeauftragte der gesamten FernUniversität. Dieses führt in der Praxis zu 
großen Problemen. Studentinnen, die sich an die Studentische Gleichstellungsbe-
auftragte wenden, wenden sich damit gleichzeitig an die Stv. Gleichstellungsbe-
auftragte, die auch wiederum Unimitarbeiterinnen vertritt.  
 
Im universitären Alltag ist es schon öfters vorgekommen, dass unterschiedliche 
AuSassungen zwischen einer Studentin und einer Mitarbeiterin der FernUniversi-
tät gekommen ist. Mit der derzeitigen Regelung der Grundordnung, die so nicht im 
HG NRW geregelt ist, denn hier wird nur von Stellvertreterinnen gesprochen, führt 
dieses zwangsläufig zu Interessenskonflikten. Klar ist, in einem Konflikt zwischen 
einer Studentin und einer Unimitarbeiterin, kann auf Grund der personellen Über-
einstimmung eine Person, die gleichzeitig als Stv. Gleichstellungsbeauftragte die 
Uni und als Studentische Gleichstellungsbeauftragte die Studentinnen vertreten 
soll, ihre Aufgabe nicht wahrnehmen.  
 
Aus Sicht des HHA stellen sich somit seit langem folgende, vom AStA-Vorsitz bis-
lang unbeantwortete, Fragen:  
 
1. Wer übernimmt die Kosten, z. B. Reisekosten für eine Person, die gleichzeitig 

Studentische und Stv. Gleichstellungsbeauftragte für die gesamte FernUniver-
sität ist? 

2. Wer haftet bei Interessenkonflikten für mögliche finanzielle Folgen? 
3. Wieso darf die FernUniversität hier eine vom HG NRW abweichende Regelung 

anwenden? 
4. Wie kann eine Person, wie derzeit durch Frau Petra Lambrich praktiziert, die als 

Stv. Gleichstellungsbeauftragte auch die Mitarbeiterinnen der FernUniversität 
vertritt, gleichzeitig Mitglied im AStA sein, dort indes als Referentin für Gleich-
stellung?  

5. Wer an der FernUniversität und in der Studierendenvertretung übernimmt die 
Verantwortung für mögliche Schäden durch solche Interessenkonflikte? 

 
Diese Fragen werden seit Jahren nicht beantwortet. Für die Studierendenschaft 
entsteht hierdurch auf Grund des Interessenkonfliktes mindestens ein großer po-
litischer Schaden. Es ist bezeichnend, dass der aktuelle AStA um Michael Krämer, 
Daniel George, Petra Lambrich und Dieter Weiler hier keine Transparenz walten 
lässt. 
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Ergebnis 

Der aktuelle AStA, inkl. aller bereits ausgeschiedenen Mitglieder, handelte gegenüber 
dem HHA überwiegend unkooperativ. Er verweigerte systematisch Auskünfte, machte die 
ehrenamtliche Arbeit für die Mitglieder im HHA, die Kassenprüferinnen und die Kassen-
prüfer eindeutig schwer und kann somit bis zur vollständigen Beantwortung aller Fragen 
des aktuellen HHA auf gar keinen Fall entlastet werden.  

Dem neu gewählten Studierendenparlament wird mit Nachdruck empfohlen, die bisheri-
gen Mitglieder des AStA-Vorsitzes, Michael Krämer (Vorsitzender), Petra Lambrich 
(stellv. Vorsitzende) und Daniel George (stellv. Vorsitzender), den AStA-Finanzreferenten 
Carsten Fedderke und den stellv. AStA-Finanzreferenten Dieter Weiler bis auf Weiteres 
nicht zu entlasten. Der HHA empfiehlt dem SP die genannten Personen selbst noch ein-
mal öSentlich dazu aufzufordern, für keine weiteren Ämter bis zur Aufklärung der vollstän-
digen Sachlage zu kandidieren und legt den neu gewählten Gremienvertreterinnen und 
Gremienvertreter nahe, diese Personen innerhalb von Gremien nicht zu wählen. 

OSene Fragen zu finanziellen Vorgängen der Studierendenschaft wurden trotz mehrfa-
cher Nachfrage durch den AStA-Vorsitz und den zuständigen Finanzreferenten oder sei-
nen Stellvertreter zum Teil seit über anderthalb Jahren nicht beantwortet. Der HHA kann 
dem Studierendenparlament nach aktuellem Stand ferner nicht empfehlen, die Jahres-
abschlüsse für die Haushaltsjahre 2023 / 2024 und 2024 / 2025 entgegenzunehmen, da 
die vorgeschriebenen Jahresabschlussprüfungen bis zum heutigen Tag weder abge-
schlossen wurden noch dem HHA vollständige Berichte entsprechender Jahresab-
schlussprüfungen durch die Kassenprüferinnen und Kassenprüfer vorgelegt wurde.  

Ebenso wird dem Studierendenparlament empfohlen, die Monatsabschlüsse (monatli-
che Auswertungen) des Haushaltsjahres 2025 / 2026 bis Ende Februar 2026 und insbe-
sondere mit den Buchungsbewegungen verbundenen Freigaben für Zu- und Abgänge so-
wie sämtliche finanziell relevanten Belege im Zeitraum der aktuellen Wahlperiode 2021 
bis 2026 auf deren Rechtmäßigkeit zu prüfen. Es wird eine Vollprüfung empfohlen, ggf. 
durch externe Dienstleister und unter Einbindung des Justiziariates der Hochschule. 

Es ist festzuhalten, dass die Prüfbemühungen von Kassenprüferinnen, Kassenprüfern 
und insbesondere den Mitgliedern des HHA bislang nur stichprobenartig erfolgt sind. Eine 
vollständige Prüfung aller Belege der Wahlperiode wird aufgrund der bisherigen Erkennt-
nisse dringend empfohlen. Es wird diesbezüglich auf den nichtöSentlichen Teil und dort 
verschriftlichte Erkenntnisse verwiesen. 

Sowohl dem künftigen Finanzreferenten des AStA, dem künftigen HHA wie auch den künf-
tigen Kassenprüferinnen und Kassenprüfern wird eine Aufarbeitung der finanziellen Ange-
legenheiten der Studierendenschaft für die Wahlperiode 2021 bis 2026 unter zurate zie-
hen der aktuell tätigen Ausschussmitglieder, Kassenprüferinnen und Kassenprüfern (aus-
genommen Irene Krämer) als Sachverständige dringend empfohlen.  
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Der Vorsitz des HHA und der Vorsitz des Studierendenparlaments wird aufgefordert und 
angewiesen, den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des aktuellen und des neu gewählten 
Studierendenparlaments, der Hochschulleitung und dem Justiziariat der Hochschule 
diesen Beschluss nebst den unten aufgeführten Anlagen unverzüglich zur weiteren Ver-
wendung bereitzustellen. 

Diese Stellungnahme kann aus Sicht des HHA veröSentlicht werden. Die hier genannten 
Sachverhalte sind öSentlich einsehbar und nachvollziehbar, weshalb es keinen Grund 
gibt, dieses nicht öSentlich zu diskutieren. Vielmehr besteht aus Sicht des HHA gegen-
über der Studierendenschaft eine Pflicht, diese öSentlich bekannten Punkte zusammen-
gefasst, öSentlich für jede und jeden verfügbar zu machen.  

Es liegt folglich einzig und allein an den aktuellen Personen im bisher gewählten AStA 
selbst zur Aufklärung beizutragen. 

 
Gesamtantrag des aktuellen HHA an das SP und Beschlussvorschlag 

Der aktuelle Haushaltsausschuss empfiehlt dem Studierendenparlament zusätzlich fol-
genden Gesamtbeschluss und stellt hiermit folgenden Antrag an das SP, versehen mit 
dem Vermerk, dass es sich um einen Antrag des bisherigen HHA handelt, den ein neuer 
HHA nicht ändern und zurücknehmen kann, da er diesen Beschluss weder gefällt noch 
diesen Antrag selbst gestellt hat: 

„Das SP beschließt, dass die AStA-Mitglieder, die seit Oktober 2021 im Amt sind 
oder waren vorerst nicht entlastet werden. Ebenso beschließt das SP, dass der Jah-
resabschluss für das Haushaltsjahr 2023/2024 und das Haushaltsjahr 2024/2025 
nicht entgegengenommen wird. Er beschließt zudem eine Vollprüfung der Finan-
zen ab dem 1. Oktober 2021.“  

 
Dieser Bericht wurde durch den HHA am XX.XX.2026 beschlossen. 

 
Gez. 

Der Haushaltsausschuss 
des Studierendenparlaments 
der FernUniversität in Hagen 



Tobias Gietmann
Durchstreichen



DAS

Antrag an das Studierendenparlament

Antragsbezeichnung: Online-Sitzungen (Satzungsänderung) 

Antrag zur Sitzung des Studierendenparlaments am 23.05.2026 

Antragsteller/in: Andreas Konopka 
Antrag auf:      Beschluss     Beratung   Sonstiges 

Das Studierendenparlament beschließt einen ergänzenden § 53a zur Satzung: 

„§ 53a Online-Sitzungen 
(1) Die Sitzungen der Gremien inkl. der Arbeitsgruppen der Studierendenschaft können abweichend zu den sonstigen Bestimmungen dieser Satzung
alternativ zu einer Präsenzsitzung online oder hybrid stattfinden, soweit höherrangiges Recht keine bestimmte Form der Tagung vorsieht.
(2) Über die Form der Sitzungsdurchführung entscheidet der Vorsitz des Gremiums, bei Arbeitsgruppen die Sprecherin bzw. der Sprecher. Die
Sitzungen sollen vorwiegend online stattfinden.
(3) Bei Online-Sitzungen sowie der Online-Teilnahme bei hybriden Sitzungen werden die Reisekosten gem. § 44 als Sitzungsgeld gewährt,
Verpflegungsmehraufwand und unmittelbare Reisekosten gem. §§ 45 bis 51 werden nicht gewährt.“

Begründung: 
Die Ermöglichung und Fokussierung auf Online-Sitzungen erhöht die Chance auf Teilnahme und damit Wahrnehmung des Mandats für die gewählten 
Mitglieder, senkt die Hürde auf Information und Partizipation der Studierenden (Transparenz) und senkt die Kosten (Wegfall der individuellen 
Reisekosten). Die Ausrichtung auf „vorwiegend“ Online-Sitzungen soll die o. g. Aspekte nachhaltig sichern. Durch das Wort „vorwiegend“ sind anteilige 
Präsenzsitzungen weiterhin möglich und nicht zwingend im Einzelfall zu begründen. Eine Begründung ist nur notwendig, soweit überwiegend in 
Präsenz getagt werden soll. 
Die Regelung gilt grundsätzlich für alle Gremien, auch für das Studierendenparlament. Aktuell sieht das Hochschulgesetz NRW zwar noch eine 
Präsenzpflicht vor, sollte diese aber zukünftig entfallen, sieht unsere Satzung mit der anvisierten Änderung bereits eine entsprechende Öffnungsklausel 
vor. 
Die Geschäftsordnungen der Gremien sollten dann hinsichtlich der erweiterten Gestaltungspotenziale analysiert und ggf. angepasst werden. 

X X

Antrag: 

Version 2014.v0.2  Seite 1 von 1
Feld zur Nummerierung der Anträge, wird von der Sitzungsleitung vergeben 

2026/05_002



Antrag an das Studierendenparlament 

Antragsteller nach § 3 Abs. 2 der Geschäftsordnung: 

FSR KSW & Petra Lambrich, Dieter Weiler, Alena Schulte, Marvin 
Stutzer, (Linke Liste & FernStudis gegen Rechts) & Dr. Gudrun 
Baumgartner, Lars Schmidt (Grau und Schlau) 

Antrag auf: x Beschluss x Beratung Sonstiges 

Für die nächste Sitzung des Studierendenparlaments stelle ich fristgemäß folgenden Antrag: 

Die Gremien der Studierendenschaft (mit Ausnahme der Sitzungen des Studierendenparlaments) dürfen in elektronischer 

Kommunikation stattfinden und Beschlüsse in elektronischer Kommunikation oder im Umlaufverfahren gefasst werden. 

Begründung:  
Die beantragte Durchführung der Sitzung sowie die Beschlussfassung in elektronischer Kommunikation beziehungsweise im 

Umlaufverfahren stützt sich auf § 53 (4) Hochschulgesetz Nordrhein-Westfalen (HG NRW): „… Die Satzung kann regeln, dass mit 

Ausnahme der Sitzungen des Studierendenparlaments die Sitzungen der Gremien der Studierendenschaft in elektronischer 

Kommunikation stattfinden dürfen und Beschlüsse in elektronischer Kommunikation oder im Umlaufverfahren gefasst werden dürfen“. 

Der Gesetzgeber trägt damit den Anforderungen moderner, flexibler und zugleich handlungsfähiger studentischer Selbstverwaltung 

Rechnung. 

Die Nutzung elektronischer Kommunikationsformen ermöglicht eine niedrigschwellige und ortsunabhängige Beteiligung der Mitglieder des 

Gremiums. Insbesondere bei terminlichen, organisatorischen oder persönlichen Einschränkungen erleichtert sie die Wahrnehmung 

demokratischer Mitwirkungsrechte und unterstützt eine kontinuierliche Arbeitsfähigkeit der Studierendenschaft. Gleichzeitig kann 

hierdurch eine zeitnahe und effiziente Entscheidungsfindung gewährleistet werden. 

Die Durchführung in elektronischer Form steht zudem im Einklang mit den Grundsätzen ordnungsgemäßer Gremienarbeit, sofern die 

Beteiligungs-, Rede-, Antrags- und Abstimmungsrechte der Mitglieder gewahrt bleiben. Gleiches gilt für Beschlussfassungen im 

Umlaufverfahren, sofern Transparenz, Nachvollziehbarkeit und ordnungsgemäße Dokumentation sichergestellt werden. 

Vor diesem Hintergrund ist die beantragte Durchführung beziehungsweise Beschlussfassung rechtlich zulässig und durch § 53 HG NRW 

ausdrücklich vorgesehen. 

DAS STUDIERENDENPARLAMENT 

Antrag: 

Zur Sitzung des Studierendenparlaments am 23.05.2026 

Ergänzung/Änderung der Satzung der Studierendenschaft: Durchführung von Sitzungen der Gremien in 
elektronischer Kommunikation und Fassung von Beschlüssen in elektronischer Kommunikation oder im Umlaufverfahren 

2026/05_003



Feld zur Nummerierung der Anträge, wird von der Sitzungsleitung vergeben Version 2014.v0.1 Seite 1 von 1 





DAS STUDIERENDENPARLAMENT 

Antrag an das Studierendenparlament 
Antrag auf Änderung der Satzung der Studierendenschaft der FernUniversität in Hagen 

Zur Sitzung des Studierendenparlaments am 23. Mai 2026 

Antragsteller nach § 3 Abs. 2 der Geschäftsordnung: 

Pascal Hesse (Grüne Hochschulgruppe Hagen, GHG) 
 

Antrag auf:             Beschluss        Beratung                 Sonstiges 

Das SP möge beraten und ggf. beschließen: 

Die Satzung wird in § 50 Absatz 2 wie folgt geändert: 

„Dienstort der AStA-Referentinnen und Referenten ist der jeweilige Wohnort. Alle AStA- Mitglieder erhalten eine monatliche Sachkostenpauschale von 
25 €. Sie dient der Abdeckung der laufenden Kosten wie z.B. Arbeitszimmer, Telefon, Fax- und Handykosten, Büromaterialien, kleinere Bürogeräte, 
Zeitschriften, erhöhte PKW-Kosten etc.“ 

Begründung: 

Eine Sachkostenpauschale in Höhe von 25 Euro pro Monat ist angemessen und realistisch, was den Sachaufwand betrifft. Beträge darüber 
hinaus werden als nicht angemessen betrachtet. Aus diesem Grund ist die Satzung zwingend zu ändern. 

x x x 

Antrag: 

Version 2014.v0.1 Seite 1 von 1 Feld zur Nummerierung der Anträge, wird von der Sitzungsleitung vergeben 
 

2026/05_004





DAS STUDIERENDENPARLAMENT 

Antrag an das Studierendenparlament 

Antragsbezeichnung: Einrichtung einer Arbeitsgruppe „AG Reformen“ 

Antrag zur Sitzung des Studierendenparlaments am 23.05.2026 

Antragsteller/in: Allgemeiner Studierendenausschuss 
Antrag auf:     Beschluss    Beratung  Sonstiges 

Das Studierendenparlament beschließt: 
1. Es wird eine Arbeitsgruppe „AG Reformen“ gem. § 11a Abs. 1 der Satzung eingerichtet.
2. Die Arbeitsgruppe soll Vorschläge zur Novellierung der zentralen Regularien (insbesondere Satzung, Wahlordnung,

Geschäftsordnung des Studierendenparlamentes) erarbeiten. Vorrang haben die Regelungen zu den Wahlen.
3. Die Arbeitsgruppe wird eingerichtet auf den Tag nach Abschluss des Wahlprüfungsverfahrens nach § 30 der Wahlordnung.
4. Als organisatorisch verantwortliche Person (Sprecher) der Arbeitsgruppe gem. § 11a Abs. 2 der Satzung wird Andreas Konopka

benannt.
5. Der Sprecher der Arbeitsgruppe erhält ab dem Tag der Einrichtung nach § 43 Abs. 2 Nr. 5 der Satzung eine

Aufwandsentschädigung in Höhe von 80 % der maximalen monatlichen Aufwandsentschädigung gemäß § 43 Abs. 1 der Satzung.
6. Die im Studierendenparlament vertretenen Listen können jeweils eine stimmberechtigte Person benennen, Listen mit mindestens

vier Sitzen im Studierendenparlament können bis zu zwei stimmberechtigte Personen benennen.

Begründung: 
Nicht zuletzt im Rahmen der vergangenen Wahlen zeichnete sich ein Überarbeitungsbedarf der Regularien ab. 
Es besteht insbesondere hinsichtlich der Wahlordnung und damit korrespondierenden Regelungen in der Satzung offensichtlich ein Bedarf 
für eindeutige Regelungen. Diese haben Priorität. Darüber hinaus sollen Änderungsempfehlungen ausgearbeitet werden, die die Arbeit der 
Studierendenvertretung hinsichtlich der Ordnungsmäßigkeit, der Effektivität und der Effizienz weiterentwickelt. Oberste Ziele sind 
Regelungsklarheit, Wirtschaftlichkeit und Mehrwerte für die Studierenden. 
Die Erkenntnisse aus der Arbeit des Wahlprüfungsausschusses sollen hierzu zunächst abgewartet werden. Daher soll die Arbeitsgruppe 
die Arbeit erst nach Abschluss des Wahlprüfungsverfahrens aufnehmen. 

X X 

Antrag: 

Version 2014.v0.2  Seite 1 von 1 
Feld zur Nummerierung der Anträge, wird von der Sitzungsleitung vergeben 

2026/05_005





DAS STUDIERENDENPARLAMENT 

Antrag an das Studierendenparlament 

Antragsbezeichnung: Mitgliedschaft im Landesastentreffen NRW (LAT NRW) 

Antrag zur Sitzung des Studierendenparlaments am 23.05.2026 

Antragsteller/in: Allgemeiner Studierendenausschuss 
Antrag auf:    Beschluss    Beratung  Sonstiges 

Das Studierendenparlament beschließt, dass die kostenpflichtige Mitgliedschaft („eingetretene Mitgliedschaft“) im Landesastentreffen NRW 
(LAT NRW) zum nächstmöglichen Zeitpunkt gekündigt wird. 
Der Allgemeine Studierendenausschuss wird beauftragt, eine mögliche beitragsfreie „assoziierte Mitgliedschaft“ zu prüfen. 

Begründung: 
Das LAT NRW beansprucht, die Studierenden in Form einer Dachorganisation zu vertreten. Die zentralen Themen sind für die 
Fernstudierenden aber nicht oder nur von sehr untergeordneter Bedeutung (z. B. Wohnungsmarkt für Studierende). 
Eine kostenpflichtige Mitgliedschaft der Fernstudierendenschaft steht im Widerspruch zu den Geboten von Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit. 
Für die sich geringfügig überschneidenden Interessenthemen besteht ggf. die Möglichkeit einer beitragsfreien „assoziierten Mitgliedschaft“. 
Die Möglichkeit und Zweckmäßigkeit einer solchen Mitgliedschaft kann und sollte (unabhängig von der Kündigung der kostenpflichtigen 
Mitgliedschaft) geprüft werden. 

X X 

Antrag: 

Version 2014.v0.2  Seite 1 von 1 
Feld zur Nummerierung der Anträge, wird von der Sitzungsleitung vergeben 

2026/05_006
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SP-Vorsitz | Tobias Gietmann & Jessica Emminghaus

Von: Nickolas Emrich
Gesendet: Freitag, 8. Mai 2026 13:31
An: SP-Vorsitz | Tobias Gietmann & Jessica Emminghaus
Betreff: Antrag auf Ergänzung der TO

Hallo ihr beiden, 

ich beantrage gemäß § 50 Abs. 1 der Satzung d. Stud. den Beratungspunkt "Höhe der Vergütung der 
Mitglieder des Allgemeinen Studierendenausschusses" auf die Tagesordnung zu setzen. 

Grüße, Nickolas 

2026/05_007
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Gemäß § 11 Abs. 1 der Satzung erfolgt die Besetzung der Ausschüsse auf Vorschlag der 
im SP vertretenen Wahllisten im Verhältnis zu deren Sitzen nach dem Sainte-
Laguë/Schepers-Verfahren. Die Sitzungsleitung legte der Sitzverteilung jedoch 
fälschlicherweise den modifizierten Teiler (0,7; 1,5; 2,5 etc.) aus § 3 Abs. 2 S. 2 der 
Wahlordnung (WahlO-SP) zugrunde.  Wie durch das SP-Mitglied André Stephan bereits 
während der Sitzung zu Protokoll gerügt wurde, handelt es sich bei der Regelung in der 
WahlO-SP um eine spezielle Regelung („lex specialis“), die ausschließlich für die Wahl 
des Studierendenparlaments und der Fachschaftsräte gilt.  Da die Satzung als 
höherrangiges Recht in § 11 Abs. 1 für die Ausschüsse keine solche Modifikation nennt, 
ist hier das Standardrundungsverfahren nach Sainte-Laguë/Schepers (Divisoren 0,5; 
1,5; 2,5 etc.) anzuwenden.  Die Anwendung des falschen Teilers hat die 
Vorschlagsrechte rechtswidrig zugunsten der Mehrheitsfraktionen und zulasten der 
kleineren Listen (LiLi, FSA, GHG, SPD, Campusgrün, RCDS, Grau & Schlau) verschoben. 

 

2.            Wahlprüfungsausschuss und Beirat der Bildungsherberge: Vollständiges 
Ignorieren des Proporzes 

 

Bei den Wahlen zum Wahlprüfungsausschuss und zum Beirat der Bildungsherberge 
wurden die Vorgaben laut § 11 Abs. 1 der Satzung bzw. des Gesellschaftervertragss der 
Bildungsherberge nicht eingehalten bzw. gänzlich ignoriert. Stattdessen wurden 
sämtliche ordentlichen und stellvertretenden Sitze durch die Mehrheitsfraktionen 
besetzt. Dies stellt einen direkten und bewussten Bruch der Satzung bzw. des 
Gesellschaftervertragss dar. 

 

3.            Zwingende Inkompatibilität (Ämterhäufung) im Wahlprüfungsausschuss 

 

Erschwerend kommt ein unheilbarer rechtlicher Mangel bei der personellen Besetzung 
des Wahlprüfungsausschusses hinzu: Unter die stellvertretenden Mitglieder des 
Ausschusses wurde der auf derselben Sitzung frisch gewählte AStA-Vorsitzende 
Nickolas Emrich gewählt. Dies ist ein eklatanter Verstoß gegen § 11 Abs. 6 der Satzung 
der Studierendenschaft. Dort ist unmissverständlich und zwingend normiert: „Mitglieder 
des AStA können nicht gleichzeitig Mitglieder eines Ausschusses sein.“  Diese Vorschrift 
dient der horizontalen Gewaltenteilung und der unabhängigen Kontrolle. Da Nickolas 
Emrich AStA-Vorsitzender ist, ist seine Wahl in den Wahlprüfungsausschuss von 
vornherein satzungswidrig und nichtig. 

 

 



III.          Fazit 

 

Die Sitzverteilungen in den genannten Ausschüssen und dem Beirat spiegeln den 
demokratisch geregelten Proporz des Parlamentes nicht wider, sondern basieren auf 
offenkundigen Satzungsbrüchen. Im Fall des Wahlprüfungsausschusses wurde zudem 
gegen zwingende personelle Unvereinbarkeitsregeln verstoßen. Ich fordere das 
Studierendenparlament auf, den offenkundigen Rechtsverstößen abzuhelfen und die 
Wahlen für ungültig zu erklären. Sollte das Parlament der Anfechtung nicht stattgeben, 
behalte ich mir vor, den Rechtsweg (Rechtsaufsicht bzw. Verwaltungsgericht) zu 
beschreiten. 

 

Viele Grüße 

Petra Lambrich  

Mitglied des Studierendenparlamentes 

 



V o r l a g e 

für die Sitzung des Studierendenparlaments am 23.05.2026 

www.fernstudis.de 

D. WAHLEN 

DAS STUDIERENDENPARLAMENT 

Tobias M. Gietmann     |     Jessica Emminghaus
Vorsitzender    Stellvertreterin

http://www.fernstudies.de/


http://www.fernstudies.de/












Tobias Gietmann
Durchstreichen

Tobias Gietmann
Durchstreichen
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